
In der Senatssitzung am 11. Juni 2019 beschlossene Fassung (Umlaufbeschluss) 

Die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz 

Bremen, 24.05.2019 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 11.06.2019 
„Änderung der Ausführungsvereinbarung DLR (AV-DLR)“ 

A. Problem

Der Senat des „Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt e.V.“ (DLR) hat am 28.06.2017
die Gründung neuer DLR-Institute beschlossen, darunter das „DLR-Institut für den Schutz
maritimer Infrastrukturen“ in Bremerhaven. Der Ansiedlung des DLR-Instituts in Bremer-
haven sowie u.a. der Bereitstellung von entsprechenden Mitteln hat der Senat mit Beschluss
vom 05.12.2017 zugestimmt.

Die Ausführungsvereinbarung DLR regelt die gemeinsame Förderung des DLR durch den 
Bund und die an der Finanzierung des DLR beteiligten Länder. Bremen war als Sitzland des 
„DLR-Instituts für Raumfahrtsysteme“ (DLR-RY) bereits an der gemeinsamen Förderung des 
„Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt e.V.“ (DLR) gem. Art. 3 Abs. 1 des GWK-
Abkommens i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Anlage zum GWK-Abkommen beteiligt. 

Die Länder Hamburg, Sachsen und Thüringen sind durch die Gründung neuer DLR-Institute 
als Sitzländer hinzugekommen. Dadurch war eine Anpassung der Ausführungsvereinbarung 
DLR zum Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer 
Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK-Abkommen) zur gemeinsamen Förderung 
des DLR erforderlich. Die Anpassungen betrafen zum einen die Aufnahme neuer Sitzländer 
und zum anderen die Aufnahme einer Übergangsregelung für die neuen Institute. 

Die Änderungsfassung der Ausführungsvereinbarung DLR (AV-DLR) - Stand: 15.05.2018 - 
wurde abschließend von allen Ländern und Bund unterzeichnet; für die Freie Hansestadt 
Bremen (FHB) durch die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz. 

Der Änderungsprozess wurde mit der Unterzeichnung des Bundes am 14.03.2019 abge-
schlossen. 

Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen und die Senatorin für Finanzen wurden vor Un-
terzeichnung über die geänderte AV-DLR und die geplante Zeichnung durch die Senatorin 
für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz in Kenntnis gesetzt. 

B. Lösung

Mit dieser Vorlage informiert die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucher-
schutz den Senat über die geänderte Ausführungsvereinbarung zum Verwaltungsabkommen
zwischen Bund und Ländern über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonfe-
renz (GWK-Abkommen) über die gemeinsame Förderung des DLR vom 15.05.2018.
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C. Alternativen 

Zu dieser Berichterstattung: Keine. 

 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 

Die AV-DLR bildet die bereits durch den Senat beschlossenen Finanzierungsmodalitäten ab. 
Darüber hinaus bleibt die AV-DLR im Regelungskern unverändert. Die Vorlage hat als 
Kenntnisgabe keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder genderbezogenen Auswir-
kungen. 

Durch die Ansiedlung des DLR-Instituts zum „Schutz von maritimen Infrastrukturen“ in Bre-
merhaven kann grundsätzlich neues Personal eingestellt werden. Davon können Männer wie 
Frauen gleichermaßen profitieren. Das gilt auch für die anderen neu gegründeten Institute. 

 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Nicht erforderlich.  

 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Die Vorlage ist zur Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet. 

 

G. Beschluss 

Der Senat nimmt die geänderte Ausführungsvereinbarung zum Verwaltungsabkommen zwi-
schen Bund und Ländern über die Errichtung einer Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz 
(GWK-Abkommen) über die gemeinsame Förderung des „Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt e.V.“ (DLR) - vom 15.05.2018 - zur Kenntnis. 

 

 

 

Anlage: Ausführungsvereinbarung DLR vom 15.05.2018 
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